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Vorstand

Im Jahr 2010 hat das Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber aufgetragen, das Grundrecht auf ein men-

schenwürdiges Existenzminimum zu achten und es hat Korrekturen bei der Berechnung der Hartz IV-Regelsät-

ze eingefordert. Ob das neue Berechnungsverfahren der Bundesregierung das Existenzminimum sichert, ist 

zweifelhaft. Aktuelle Studien belegen: Der Regelsatz wird klein gerechnet.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil 

vom Februar 2010 die damals geltenden Hartz IV-

Regelsätze für verfassungswidrig erklärt. Grund war 

insbesondere, dass der Ermittlung Schätzungen „ins 

Blaue hinein“ zugrunde lagen. Das Gericht verpflich-

tete die Bundesregierung daher, die Regelsätze neu 

zu bestimmen. Es forderte ein „transparentes“ und 

„taugliches“ Berechnungsverfahren.

Das Ergebnis ist bekannt: Der neu berechnete Regel-

satz lag nur geringfügig über dem alten. Die Erhöhung 

betrug gerade einmal fünf Euro. Gewerkschaften, Er-

werbslosengruppen und Wohlfahrtsverbände kritisie-

ren seitdem, dass bei der Neuberechnung offensicht-

lich die Kassenlage maßgeblich war. Die Menschen-

würde bleibt auf der Strecke.

Hartz IV wird klein gerechnet
Eine aktuelle Studie der Hans-Böckler-Stiftung zeigt, 

dass die Bundesregierung zwar die verfassungsrecht-

lich notwendigen Korrekturen vollzogen, zugleich die 

Berechnungsmethode in anderen Punkten aber so 

verändert hat, dass dies den Korrekturen entgegen-

wirkt (siehe Grafik). Hierzu gehört

•	 die Veränderung der Referenzgruppe: Früher wurde 

der Regelsatz auf Basis des Ausgabeverhaltens der 

einkommensschwächsten 20 Prozent der Alleinste-

henden berechnet, jetzt sind es nur noch die un-

teren 15 Prozent. Damit bildet eine deutlich ärmere 

Gruppe die Referenz für den Regelsatz. Dies verrin-

gert den Regelsatzes um 11 Euro;

•	 die Kürzung bisher berücksichtigter Ausgabenpositi-

onen: Bereits bei der alten Berechnungsmethode wur-

den nicht alle Ausgaben als regelsatzrelevant betrach-

tet. Bei der Neuberechnung blieben weitere Güter un-

berücksichtigt. Dies mindert den Regelsatz um 13 Euro.

Regierung trickst weiter bei Hartz IV

Hartz-IV-Satz: Klein gerechnet
Diese Höhe ergibt sich für den Regelsatz 
der Grundsicherung ...

... nach den vom Verfassungsgericht
geforderten Korrekturen

nach der Einkommens- und  
Verbrauchsstichprobe 2008

nach Anpassung an die  
Preis- und Lohnentwicklung bis 2013

407 €

394 €

382 €

386 €

373 €

362 €

... nach den neuen Kürzungen von 2011

= aktueller 
Regelsatz

300 € 350 € 400 €

... nach Verkleinerung der Bezugsgruppe
(ärmste 15% statt 20% der Haushalte)

Quelle: Becker 2013 | Hans-Böckler-Stiftung 2013

Im Ergebnis heißt das: Hätte die Bundesregierung nur 

die von den obersten Richtern angemahnten Korrek-

turen vorgenommen und wäre das Berechnungsver-

fahren ansonsten unverändert geblieben, hätte der 

Regelsatz damals um 24 Euro steigen müssen. Wei-
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Bündnis für ein menschenwürdiges  
Existenzminimum
Das Bündnis aus DGB, Erwerbslosengruppen, 

Wohlfahrtsverbänden und anderen fordert ein 

menschenwürdiges Leben für alle und eine Erhö-

hung des Regelsatzes

u	http://www.menschenwuerdiges-existenzminimum.org

„
„Es geht nicht, dass 
die Regierung 
weiter bei Hartz IV 
trickst und die 
Menschenwürde auf 
der Strecke bleibt. 
Wir brauchen 
endlich eine offene 
und transparente 
Debatte über ein 
menschenwürdiges 
Existenzminimum.“

Hans-Jürgen Urban, 
geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der  
IG Metall

verweist in ihrem jetzt vorgelegten Bericht auf 

Unsicherheiten in den Modellrechnungen. Entspre-

chend ließe sich die Zahl verdeckter Armer nicht 

zuverlässig und eindeutig ermitteln. Zudem würde 

es nicht schon durch die Herausnahme verdeckter 

Armer sondern erst durch die an deren Stelle nach-

rückenden Haushalte mit höherem Einkommen zu 

Veränderungen beim Regelsatz kommen. Hierin 

sieht die Bundesregierung eine nicht sachgerechte 

„Verlagerung der Referenzgruppe“. Das ist faden-

scheinig. Statt sich Gedanken darüber zu machen, 

wie die offensichtlich existierende verdeckte Ar-

mut bei der Regelsatzermittlung berücksichtigt 

und verdeckte Armut behoben werden kann, ver-

schließt die Bundesregierung weiter die Augen vor 

dem Problem.

Hartz IV muss auf den Prüfstand
Die Hartz IV-Regelsatzberechnung bleibt fragwür-

dig. Aber auch darüber hinaus enthält das Hartz 

IV-System viele Zumutungen für die Betroffenen. 

Das trägt dazu bei, dass Menschen auf ihnen zuste-

hende Leistungen verzichten. Es entfaltet zudem 

Druck auf die Beschäftigten. Notwendig ist daher 

eine grundlegende Revision von Hartz IV. Ein erster 

Schritt wäre eine transparente Ermittlung tatsäch-

lich bedarfsgerechter und existenzsichernder Re-

gelsätze, verbunden mit einer deutlichen Anhe-

bung. Eine Entscheidung steht bereits an: Die neuen 

Hartz IV-Regelsätze stehen wieder auf dem Verfas-

sungs-Prüfstand und das Bundesverfassungsge-

richt strebt an noch in diesem Jahr zu entscheiden.

tere Kritik am alten und neuen Berechnungsverfahren 

ist dabei noch gar nicht berücksichtigt.

Verdeckte Arme  
werden weiter ausgeblendet
Mit dem neuen Gesetz zur Ermittlung der Hartz IV-

Regelsätze, wurde der Bundesregierung zudem auf-

gegeben, bis 1. Juli 2013 Vorschläge zur Weiterent-

wicklung der Regelsatzermittlung vorzulegen. Hierzu 

gehörte die Frage, wie sogenannte „verdeckte Arme“, 

d.h. Haushalte, die aufgrund ihres geringen Einkom-

mens einen Anspruch auf Hartz IV haben, diesen aber 

nicht realisieren, bei der Bestimmung der Referenz-

gruppe herausgenommen werden können. Bisher fal-

len diese Haushalte unter die berücksichtigten nied-

rigsten Einkommen, so dass der Regelsatz damit auch 

von Haushalten abgeleitet wird, deren Einkommen 

unter dem Niveau der Hartz IV-Leistungen liegt. Zu 

Recht verlangt das Bundesverfassungsgericht, einen 

solchen Zirkelschluss zu vermeiden.

Dafür ist es nötig, die Frage des Umfangs verdeckter 

armer Haushalte zu klären. Das mit dieser Frage be-

auftragte Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-

schung hat hierzu verschiedene Modellrechnungen 

durchgeführt. Es kommt zu dem Ergebnis, dass 3,1 

bis 4,9 Mio. Menschen trotz Anspruch auf Hartz IV-

Leistungen verzichten. Das sind 34 bis 44 Prozent der 

Leistungsberechtigten, also mehr als jeder Dritte. Als 

Gründe werden Unwissenheit, Scham oder eine ge-

ringe Erwartung an die Höhe der Leistung benannt.

Die Bundesregierung sieht trotzdem keinen Ver-

änderungsbedarf bei der Regelsatzermittlung. Sie 

Bericht zur Weiterentwicklung  
der für die Ermittlung von Regelbedarfen  
anzuwendenden Methodik
Der Bericht sowie die zugehörigen Studien können 

beim Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 

abgerufen werden unter: 

u	http://www.bmas.de/DE/Themen/Arbeitsmarkt/Mel-

dungen/regelbedarfsermittlungsbericht.html


